
Insgesamt enthält das Gesetz alle Regelungen, mit denen zur 
Vorbereitung auf die Rechtseinheit ein mit der Bundesrepublik 
übereinstimmender Rechtsschutz geschaffen wird. Er wird die 
Betriebe und die Erfinder in die Lage versetzen, sich auf diesem 
Gebiet solide auf diese Rechtseinheit vorzubereiten.

Mit den vorgegebenen Änderungen empfiehlt unser Aus­
schuß einstimmig die Beschlußfassung zu diesem Änderungsge­
setz. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SPD und CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön für das Einbringen der Beschlußempfehlung. 
Dem Präsidium liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Da­
mit kommen wir - gemäß der Beschlußempfehlung des Aus­
schusses für Forschung und Technologie - zur Abstimmung. 
Wer dem Gesetz zur Änderung des Patentgesetzes und dem Ge­
setz über Warenkennzeichen in der Fassung der Drucksache 
Nr. 68 a seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Danke schön. Die Gegenprobe bitte. - Keine. Stimment­
haltungen? - Bei 6 Stimmenthaltungen ohne Gegenstimme wäre 
dieses Gesetz so verabschiedet.

Wir wechseln jetzt noch einmal kurz in der Tagungsleitung 
und setzen mit dem Punkt 12 die Tagung fort.

Fortsetzung des Tagesordnungspunktes 12 

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Inzwischen sind wir, glaube ich, soweit, daß wir den Tagesord­
nungspunkt 12, den wir vor der Mittagspause nicht zu Ende ge­
bracht und dann noch nicht wieder aufgenommen hatten, zu En­
de bringen können. Ich bitte zunächst den Abgeordneten Meyer- 
Bodemann, das Wort zu nehmen.

Dr. Meyer-Bodemann (DBD/DFD):

Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Die Fraktion DBD/ 
DFD zieht ihren Änderungsantrag zum Strukturanpassungsge­
setz zurück und bringt gleichzeitig einen neuen Änderungsan­
trag ein. Ich möchte den Text dieses neuen Änderungsantrages 
verlesen, vorausgesetzt, daß vom Präsidium zugestimmt wird.

(Dr. Höppner: Bitte schön.)

„Bei Verkauf und Verpachtung von land- und forstwirt­
schaftlich zu nutzendem Boden ist Bürgern und juristischen 
Personen, die nicht vor dem 7. Oktober 1989 ihren Wohnsitz 
auf dem Gebiet der DDR hatten, das Kauf- bzw. Pachtrecht 
für eine Übergangszeit vorzuenthalten.
Falls innerhalb von 6 Monaten nach Angebot kein Käufer 
oder Pächter in den Ländern des jetzigen Territoriums der 
DDR gefunden wird, befindet die Flurneuordnungsbehör­
de.“

Die Begründung ändert sich nicht. Es geht also darum, Wettbe­
werbsnachteile für Bodenerwerber oder Pächter landwirtschaft­
lich zu nutzenden Bodens in der DDR auszugleichen. - Danke.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und Die Liberalen)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Ich wiederhole noch mal für alle, damit Sie 
auch genau wissen, an welcher Stelle das kommen soll. Es geht 
bei diesem Abänderungsantrag um § 53 des Landwirtschaftsan­
passungsgesetzes aus Drucksache Nr. 73 a, da soll eingefügt wer­
den ein Abs. 3 folgenden Wortlauts.

„Bei Verkauf und Verpachtung von land- und forstwirt­
schaftlich zu nutzendem Boden ist Bürgern und juristischen 
Personen, die nicht vor dem 7.10. 1989 ihren Wohnsitz auf

dem Gebiet der DDR hatten, das Kauf- bzw. Pachtrecht für 
eine Übergangszeit vorzuenthalten. Falls innerhalb von 
6 Monaten nach Angebot kein Käufer oder Pächter in den 
Ländern des jetzigen Territoriums der DDR gefunden wird, 
befindet die Flumeuordnungsbehörde.“

Und die redaktionelle Änderung, die daraus folgen würde, wä­
re, daß der bisherige Abs. 3 Abs. 4 wird. - Wird zur Änderung 
noch das Wort gewünscht? - Bitte schön.

Sei del (CDU/DA):

Ich würde bitten, da das offensichtlich auch geändert worden 
ist in Anlehnung an den Staatsvertrag, daß wir auch so den Text 
formulieren, wie es im Staatsvertrag geschehen ist, wo in der 
Stellungnahme ausgedrückt ist: landwirtschaftlich genutzter 
Grund und Boden mit Ausnahme für Gewerbegebiete.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Hier steht aber: Verkauf von land- und forstwirtschaftlich zu 
nutzendem Boden. Wenn er dann gewerblich genutzt wird, fällt 
er hier nicht rein. - Damit ist dieses mögliche Mißverständnis ge­
klärt. Weitere Wortmeldungen? - Bitte schön.

Hacker (SPD):

Ich meine, wir sollten eine einheitliche Begriffsbestimmung 
vornehmen, und ich schlage deshalb vor, daß wir statt „Bürgern 
und juristischen Personen“ formulieren „natürlichen und juristi­
schen Personen“.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Das findet, glaube ich, die Zustimmung der Antragsteller. Das 
ist ja der Terminus technicus, den wir schon ein paar Mal hatten: 
„natürlichen und juristischen Personen“. Alle, die ihre Formula­
re für die Bankumstellung ausgefüllt haben, kennen inzwischen 
die Begriffe, die vorher den meisten nicht vertraut waren. - Noch 
eine Wortmeldung? Bitte schön.

Abgeordneter aus Fraktion CDU/DA:

Ich halte es auch für notwendig, noch einmal klarzustellen, 
was vorhin in der Debatte hier wissentlich oder unwissentlich 
falsch über die Medien rübergekommen ist. Da wurde z. B. be­
hauptet, daß die Stellungnahme des federführenden Ausschus--—- 
ses für Deutsche Einheit den Abgeordneten nicht zugänglich ge­
wesen sei. Das stimmt so nicht. Diese Stellungnahme lag vor, 
und ich muß auch hier betonen, daß die vom Landwirtschafts­
ausschuß geforderte Anlage 10 im wesentlichen in diese Stel­
lungnahme Eingang gefunden hat und das, was wir hier be­
schließen wollen, eigentlich schon Inhalt dieser Stellungnahme 
des Ausschusses für Deutsche Einheit gewesen ist, so nachzule­
sen auf der Seite 2 unter dem Punkt 1.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr.Höppner:

In der Tat geht es jetzt nur noch darum, daß dieser von uns per 
Beschluß schon mal festgestellte Sachverhalt nun Bestandteil 
dieses Gesetzes wird, falls es angenommen wird. Sie sind offen­
bar bereit, darüber abzustimmen.

Wer diesem Abänderungsantrag, dieser Einfügung des Absat­
zes 3 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dage­
gen? - Ich sehe keine Gegenstimme.

(Lebhafter Beifall)


